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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 32 8 Ausgegeben Danzig, den 2. Juli 1931 


Inhalt. Ermüchtigungsgeſ etz (S. 605). — Geſetz zur Sicherung der öffentlichen Ordnung (S. 605). 


87 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Ermächtigungsgeſetz. 
Vom 30. 6. 1931. 


8 1. g Bet 

Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit wird der Senat ermächtigt, fol— 
gende Maßnahmen, denen der Volkstag hiermit zuſtimmt, zu treffen und für Zuwiderhandlungen hier⸗ 
gegen Gefängnisſtrafen und Geldſtrafen bis zu 3000 Gulden oder eine dieſer Strafen anzudrohen: 

1. Anderung des Reichsvereinsgeſetzes im Rahmen der Artikel 84 und 85 der Danziger Ver⸗ 
faſſung, 

2. Feſtlegung des Rechtes zur Führung und zum Beſitz von Schuß⸗, Hieb- und Stichwaffen und 
Munition und zum Handel hiermit ſowie Feſtlegung des Begriffs der vorbezeichneten Sachen, 

3. Anderung des § 6 Satz 2 des preußiſchen Geſetzes zum Schutz der perſönlichen Freiheit vom 
12. Februar 1850 (Preußiſche Geſetzſammlung S. 45) mit der Einſchränkung, daß eine Feſthaltung 
nicht über den Zeitraum von drei Wochen ausgedehnt und innerhalb dreier Monate nicht wiederholt 
werden darf, und daß dem Feſtgehaltenen ein Beſchwerdeweg offen ſtehen muß, 

4. Weitere Maßnahmen zur Erreichung des oben bezeichneten Zweckes, die im Rahmen der Dan⸗ 
ziger Verfaſſung liegen. 

N § 2. 

Die erlaſſenen Verordnungen ſind dem Volkstag unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. Sie ſind 

aufzuheben, wenn und ſoweit der Volkstag dies verlangt. 


§ 3. 
Das Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Das Geſetz tritt am 1. Januar 1932 außer Kraft. 


Danzig, den 30. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


' E Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 
88 l und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verfündet wird: 
Geſetz 


zur Sicherung der öffentlichen Ordnung. 
Vom 30. 6. 1931. 


Artikel !. 
8 1. 

Die Vorſchriften des Geſetzes über die Preſſe vom 7. Mai 1874 (Reichsgeſetzbl. S. 65) über die 
Beſchlagnahme von Druckſchriften ohne richterliche Anordnung (§8 23 ff. des Geſetzes) finden auf 
die in den SS 81 bis 86, 106 a, 110 und 131 des Strafgeſetzbuches bezeichneten ſtrafbaren Handlungen 
mit der Maßgabe Anwendung, daß der Staatsanwaltſchaft gegen den Beſchluß des Gerichts, der die 
vorläufige Beſchlagnahme aufhebt, die ſofortige Beſchwerde mit aufſchiebender Wirkung zuſteht. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 10. 7. 1931). 


Wird durch den Inhalt einer periodiſchen Drucſchrift die Strafbartelt einer der in den SS 81 bis 
86, 106 a, 110 und 131 des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Handlungen begründet, jo kann die perio⸗ 
diſche Druckſchrift, wenn es ſich um eine Tageszeitung handelt, bis auf die Dauer von ſechs Monaten, 
in anderen Fällen bis auf die Dauer von 1. Jahr verboten werden. Gegen das Verbot ift binnen 2 
Wochen vom Tage der Zuſtellung oder Veröffentlichung ab die Beſchwerde zuläſſig. Sie hat keine 
aufſchiebende Wirkung. Der Senat kann der Beſchwerde abhelfen; . hat er die e 
unverzüglich dem Oberverwaltungsgericht zur Entſcheidung vorzulegen. er 
Das Verbot einer Druckſchrift umfaßt auch jede angeblich neue Bruder, die 15 ſachlich als 
die alte darſtellt. ! 2 SER 
Wer eine nach 8 2 verbotene periodiſche Druckſchrift herausgibt, ee druckt ob ne 
wird mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft, neben dem auf Geldſtrafe erkannt werden kann. 
Für die Beſchlagnahme Bar Druckſchriften m die Vorſchriften des § 1. 


sa 
Si § 106 des Strafgeſetzbuches wird 15 Paragraph als 8 106 a eingefügt: 
Mit Gefängnis nicht unter 3 Monaten, neben welchem auf Geldſtrafe erkannt werden kann, 
wird beſtraft, wer öffentlich oder in einer Verſammlung die verfaſſungsmäßig feſtgeſtellte Staatsform. 
der Freien Stadt Danzig beſchimpft oder böswillig und mit Überlegung verächtlich macht oder herab⸗ 
würdigt oder die Regierung oder ein Mitglied der Regierung beſchimpft oder verleumdet. Sind mil⸗ 
dernde ae N jo iſt die Strafe Gefängnis, daneben kann a a erkannt Den) 1 


§ 5. 
§ 131 des Strafgeſetzbuches erhält folgende Faſſung: N . 
„Wer in der Abſicht Staatseinrichtungen, Geſetze, Verordnungen Base An dd er 1 
verächtlich zu machen eine Behauptung tatſächlicher Art öffentlich aufſtellt oder verbreitet, wird, wenn 
nicht dieſe Behauptung erweislich wahr iſt, mit Gefängnis bis zu 2 „ a un Bg 
beſtraft.“ 5 155 5 2; 
8 Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 30. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von Wi Schroth in Danzig. 
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